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zulässiger Auslegung gesprengt würden, da der Gesetzgeber bewusst strengere Anforde-
rungen als in § 371 AO geschaffen habe. Die beitragsstrafrechtliche Selbstanzeige bedürfe 
daher einer gesetzlichen Reform; die bislang in der Literatur hierzu unterbreiteten Vorschlä-
ge einer an § 371 AO angelehnten Neuregelung seien aber (mit Blick auf eine regelmäßig 
verbleibende Strafbarkeit nach Abs. 1) abzulehnen. Loose schlägt auch insoweit – wie bei 
seinem Reformvorschlag für eine alternative Ausgestaltung des § 266a StGB (erster Teil) – 
eine Differenzierung vor: In Fällen einer betrugsähnlichen Nicht- oder Fehlinformation der 
Einzugsstelle biete sich eine an § 371 AO angelehnte Regelung an; in Fällen schlichter 
Nichtzahlung erscheine es dagegen ausgewogen und sachgerecht, der Nachzahlung der 
vorenthaltenen Beiträge (Var. 1) oder der Anzeige der Nachzahlungsbereitschaft und Nach-
zahlung innerhalb einer von der Einzugsstelle bestimmten Frist (Var. 2) eine strafbefreiende 
Wirkung zuzuerkennen. Eine derartige Regelung diene zum einen fiskalischen Interessen 
und honoriere zum anderen die Rückkehr des Täters in die Beitragsehrlichkeit. Eine ähnliche 
Regelung existiere bereits im österreichischen Recht (S. 190 - 230). 

VI. Die Arbeit von Loose, der die wesentlichen Ergebnisse der Untersuchung zu Beginn des 
Schlussteils noch einmal kompakt zusammenfasst, schließt eine Lücke in der literarischen 
Aufarbeitung der Anwendungsprobleme des § 266 Abs. 2 StGB. Das mit dem Dissertations-
preis der Alfred Teves-Stiftung ausgezeichnete Werk bietet einen guten, auch für den Prak-
tiker hilfreichen Überblick über den aktuellen Stand der Rechtsprechung sowie der rechts-
wissenschaftlichen Diskussion. Sowohl bei der Beurteilung der Rechtslage de lege lata als 
auch den Vorschlägen für eine Neuregelung de lege ferenda zeigt sich, dass der Autor nicht 
nur über fundierte rechtstheoretische Kenntnisse verfügt, sondern auch die Auswirkungen 
und Probleme in der Anwendungspraxis im Blick hat und diesen mit einem guten Gespür 
Rechnung trägt. Das Werk bietet zudem – etwa im Bereich der Verjährung oder der Selbst-
anzeige – vielversprechende Ansätze, um auch bei der Anwendung des § 266 Abs. 1 StGB zu 
sachgerechteren Ergebnissen zu kommen, als dies bei Zugrundelegung der (bisher) herr-
schenden Meinung der Fall ist. Es bleibt zu hoffen, dass diese Vorschläge und Anregungen 
auf fruchtbaren Boden fallen. 
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Interne Untersuchungen von Unternehmen (in Abgrenzung zu Ermittlungen, die per defini-
tionem staatlichen Stellen vorbehalten sind), haben in den letzten Jahren in Deutschland 
stetig an Bedeutung gewonnen. Dies gilt zunehmend auch vor einem strafrechtlichen Hin-
tergrund, während sie im Bereich der Kartellrechtsverstöße schon seit Langem gang und 
gäbe sind. Für Unternehmen und ihre Berater stellen sich in internen Untersuchungen zahl-
reiche rechtliche und praktische Fragen, die in diesem Standardwerk adressiert werden. Die 
Autoren geben auf über 1200 Seiten einen Überblick über die relevanten Themen, wobei 
der Schwerpunkt auf einer rechtlichen Beleuchtung aus deutscher Perspektive liegt. 

Einleitend wird die zunehmende Bedeutung interner Untersuchungen thematisiert und ihr 
Ablauf und Nutzen dargestellt. In den folgenden Kapiteln werden zahlreiche (Rechts-) Berei-
che behandelt, welche im Rahmen von internen Untersuchungen typischerweise zu beach-
ten sind. Dabei werden nicht nur strafrechtliche und strafprozessuale Fragen behandelt, 
welche selbstverständlich häufig relevant sind. Vielmehr werden beispielsweise auch daten-
schutzrechtliche, versicherungsrechtliche und gesellschaftsrechtliche Themen behandelt. 
Durch die Breite der behandelten rechtlichen Themen gibt dieses Werk dem Leser daher ei-
nen umfassenden Überblick über die Vielzahl von Rechtsgebieten, die in internen Untersu-
chungen relevant werden können.  

Darüber hinaus wird das Werk beispielsweise durch Kapitel zur Projektorganisation, zu prak-
tischen Herausforderungen im Unternehmen und zur Untersuchung und Beweissicherung 
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ergänzt. Die Behandlung solcher Verfahrensfragen und -abläufe schärft das Bewusstsein für 
den immensen organisatorischen Aufwand, den eine Untersuchung mit sich bringt. Neben 
der rechtlichen Einordnung des untersuchten möglichen Fehlverhaltens müssen in einer 
professionell aufgesetzten internen Untersuchung laufend die zahlreichen rechtlichen 
„Leitplanken“ beachtet werden. Einige Beispiele sind ein von vornherein festgelegter Unter-
suchungsrahmen, klare Regeln für das Reporting an die Mandantin und evtl. Behörden so-
wie hohe Standards für den Schutz von Mitarbeiterrechten (etwa durch den Einsatz indivi-
dueller Zeugenbeistände bei Befragungen von Mitarbeitern und die Einbindung des Be-
triebsrats). Nur eine professionell aufgesetzte Untersuchung, die zur Corporate Governance 
des betreffenden Unternehmens passt, erfüllt die Anforderungen und Erwartungen der 
zahlreichen Stakeholder.  

In der Praxis sind wegen steigender grenzüberschreitender Aktivitäten von Unternehmen 
nicht nur die deutsche, sondern häufig auch ausländische Rechtsordnungen und vor allem 
die Wirkungen im Zusammenspiel verschiedener Rechtsordnungen zu beachten. Das Werk 
trägt diesem Umstand durch ein Kapitel zu „Ermittlungen und Beweissicherung – mit Aus-
landsbezug und im Ausland“ Rechnung. Wegen der Fülle möglicher Fallkonstellationen wür-
de eine umfassende Behandlung von Untersuchungen mit Auslandsbezug den Rahmen des 
Werkes sprengen. Dementsprechend zielt das Kapitel vor allem darauf, dem Leser einen 
Überblick zu verschaffen und ihn dafür zu sensibilisieren, welche Themen relevant werden 
können und genauerer Überprüfung bedürfen. 

Darüber hinaus wird in einem gesonderten Abschnitt des Werkes auf typische materiell-
rechtliche Untersuchungsgegenstände eingegangen. Die Besonderheiten für Korruption, 
kartellrechtliche und steuerliche Verfehlungen, Produkthaftung, Kapitalmarktstraftaten und 
andere Bereiche werden detailliert abgehandelt. Die Ausführungen zum materiellen Recht 
stellen einen guten Einstieg in die Sachmaterie dar, ersetzen aber nicht unbedingt den Blick 
in andere vertiefende Ausarbeitungen und stellen daher vermutlich kein entscheidendes 
Kaufargument für dieses Werk dar. Teils wird aber – sinnvollerweise – auch jeweils auf ver-
fahrensrechtliche Besonderheiten innerhalb einer entsprechenden internen Untersuchung 
eingegangen.  

Der im Kontext von internen Untersuchungen häufig diskutierte Sanktionstatbestand des 
§ 30 OWiG wird ausführlich behandelt. Naturgemäß wird in dem Werk nicht auf die sich erst 
in den letzten Monaten intensivierende Debatte dazu eingegangen, ob die bestehenden 
Sanktionsmöglichkeiten ausreichend sind. So einigten sich Union und SPD erst im Februar 
dieses Jahres im Koalitionsvertrag über eine Neuerung des Sanktionsrechts für Unterneh-
men. Es ist zu erwarten, dass ein neues Verbandssanktionsrecht eingeführt wird, welches die 
möglichen Sanktionen für Unternehmen deutlich verschärfen könnte. Daneben ist vorgese-
hen, dass Ermittlungsbehörden dem Legalitätsprinzip entsprechend zukünftig zum Ein-
schreiten und Ermitteln verpflichtet sind, wenn sie Kenntnis von Gesetzesverstößen erlan-
gen. Aktuell haben die Ermittlungsbehörden hier noch ein weites Aufgreifermessen. Dane-
ben sieht der Koalitionsvertrag vor, gesetzliche Vorgaben für interne Untersuchungen zu 
schaffen. Aktuell gibt es hier vor allem im Bereich von Durchsuchungen und Beschlagnah-
men von Unterlagen durch Ermittlungsbehörden Rechtsunsicherheiten, deren Klärung 
durch das Bundesverfassungsgericht in einem anhängigen Verfahren noch aussteht.  

Bei der Regelung eines Verbandssanktionsrechts besteht ein Risiko, dass der Gesetzgeber 
die derzeit gängige Praxis nicht in hinreichender Weise berücksichtigt und neue Schwierig-
keiten für Unternehmen schafft. Auch erscheint fraglich, ob es dem deutschen Gesetzgeber 
gelingen wird, das Zusammenspiel mit Auslandssachverhalten angemessen zu erfassen und 
zu berücksichtigen. Insbesondere bei der Beschlagnahme von Unterlagen und bei der Ver-
nehmung von Zeugen können sich zahlreiche Konflikte mit ausländischen Rechtsordnun-
gen ergeben. Beispielsweise ist die Vertraulichkeit von Kommunikation zwischen Rechtsan-
wälten und ihren Mandanten in den USA (legal privilege) weitreichender geschützt als in 
Deutschland. Andersherum hilft ein Aussageverweigerungsrecht in Deutschland manchmal 
nicht viel, wenn parallel ausländische Behörden dieselben Mitarbeiter vernehmen.  

Das Werk bietet unabhängig davon eine gute Orientierung und hilft dabei, die interne Un-
tersuchung unter Beachtung der relevanten rechtlichen „Leitplanken“ und praktischen Her-
ausforderungen so aufzusetzen, dass sie zur Zufriedenheit aller Stakeholder durchgeführt 
wird.  

 


